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605. Bundesgesetz: Änderung des Bergbauförderungsgesetzes 1979
(NR: GP XVII IA 191/A AB 731 S. 76. BR: AB 3585 S. 507.)

606. Bundesgesetz: Privatbahnunterstützungsgesetz 1988
(NR: GP XVII RV 655 AB 755 S. 77. BR: AB 3583 S. 507.)

607. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Verkehrs-Arbeitsinspektion
(NR: GP XVII AB 759 S. 77. BR: AB 3584 S. 507.)

608. Bundesgesetz: Erfüllung des Vertrages zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland über den Binnenschiffsverkehr samt Anlage und Zusatzprotokoll
(NR: GP XVII RV 700 AB 756 S. 77. BR: AB 3582 S. 507.)

605. Bundesgesetz vom 20. Oktober 1988,
mit dem das Bergbauförderungsgesetz 1979

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bergbauförderungsgesetz 1979, BGBl.
Nr. 137, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 636/1982 wird wie folgt geändert:

1. §2 Z2 lautet:

„2. zur Sicherung des Bestandes von inländischen
Bergbaubetrieben, die bergfreie mineralische
Rohstoffe gewinnen oder aufbereiten;"

2. § 2 Z 3 lautet:

„3. zur Deckung von Aufwendungen für die Ein-
stellung der Tätigkeiten (Stillegung) von
inländischen Bergbaubetrieben, die bergfreie
mineralische Rohstoffe gewinnen."

3. Im § 9 Abs. 1 und 2 wird der Ausdruck „Bun-
desministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie" durch den Ausdruck „Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten" sowie im § 15
Abs. 1 und im § 16 Z 1 der Ausdruck „Bundesmini-
ster für Handel, Gewerbe und Industrie" durch den
Ausdruck „Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten" ersetzt.

4. Im § 12 Abs. 1, im § 13 Abs. 1 und im § 19
Abs. 1 werden die Ausdrücke „Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie" und „Bundes-
kanzler" durch die Ausdrücke „Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten" und „Bundesmi-
nister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr"
ersetzt.

5. § 18 lautet:

„§ 18. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1979 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember
1993 außer Kraft.

(2) Vom Bund übernommene Verpflichtungen
auf Gewährung von Beihilfen nach diesem Bundes-
gesetz werden nicht verlängert, sie erlöschen mit
Ablauf des 31. Dezember 1988."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr und dem
Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

606. Bundesgesetz vom 21. Oktober 1988
über die Unterstützung von Haupt- oder
Nebenbahnen, die nicht vom Bund betrieben
werden (Privatbahnunterstützungsgesetz 1988)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die im jeweiligen Bundesfinanzgesetz vorge-
sehenen Ansatzbeträge für Ausgaben zur Abgel-
tung der Einnahmenausfälle aus der Gewährung
von Sozial- und Subventionstarifen, zur Vergütung
von Anschlußkosten sowie für Investitionsförde-
rungen zugunsten von Haupt- und Nebenbahnen
(§4 des Eisenbahngesetzes 1957, BGBl. Nr. 60),
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die nicht vom Bund betrieben werden — im folgen-
den Unternehmen genannt — sind nach Maßgabe
dieses Bundesgesetzes zu verwenden.

§ 2. (1) Der Bundesminister für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr kann im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen den im § 1
genannten Unternehmen im öffentlichen Interesse,
insbesondere auf dem Gebiet der Verkehrs-, der
Wirtschafts-, Agrar- und Forstpolitik, der Finanz-
und Wehrpolitik, der Raumordnungs- und Bevöl-
kerungspolitik, der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik
sowie der Umweltschutzpolitik durch Verordnung
auftragen, aus betriebswirtschaftlichen Gründen
nicht gerechtfertigte Tarifermäßigungen im Schie-
nenverkehr einzuräumen oder beizubehalten. Bei
der Auftragserteilung ist darauf Bedacht zu neh-
men, welche Tarifermäßigungen und in welchem
Ausmaß jeweils den Österreichischen Bundesbah-
nen als gemeinwirtschaftliche Leistung übertragen
sind, wobei Unterschiede in der Betriebs- und Ver-
kehrsstruktur zu den Österreichischen Bundesbah-
nen zu beachten sind.

(2) Der auf Grund eines Auftrages nach Abs. 1
entstehende Einnahmenausfall ist den Unterneh-
men auf Antrag abzugelten. Die Höhe des Abgel-
tungsbetrages ist auf Grund der dem Antrag anzu-
schließenden Nachweise vom Bundesminister für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen durch
Bescheid zu bemessen.

(3) Die näheren Bestimmungen über die bei der
Antragstellung und Abgeltung einzuhaltende Vor-
gangsweise hat der Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen durch Richtlinien
festzulegen. Hiebei ist insbesondere zu bestimmen,
bis zu welchem Zeitpunkt jeweils die Anträge und
Nachweise vorzulegen sind, wie die Tarifermäßi-
gungen zu berechnen sind und welche Belege als
Nachweise angesehen werden.

§ 3. (1) Die im § 1 genannten Unternehmen
haben für die Benützung der Anlagen der Öster-
reichischen Bundesbahnen und für die in den
Anschluß- und Übergangsbahnhöfen von den
Österreichischen Bundesbahnen erbrachten perso-
nellen und sachlichen Leistungen nur jene Kosten
zu tragen, die entfallen würden, wenn die nicht
vom Bunde betriebenen Haupt- und Nebenbahnen
eingestellt werden müßten.

(2) Bei Vorliegen der im § 5 Abs. 1 festgelegten
Voraussetzungen hat der Bund die Kosten nach
Abs. 1 zu tragen. Hierüber entscheidet auf Grund
entsprechender Nachweise über Antrag der Bun-
desminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen durch Bescheid.§ 4. (1) Der Bundesminister für öffentliche Wirt-schaft und Verkehr kann im Einvernehmen mit

dem Bundesminister für Finanzen den im § 1
genannten Unternehmen auf Ansuchen Förderun-
gen für Investitionen gewähren. Diese Investitionen
müssen zur Erfüllung der eisenbahnrechtlichen
Verpflichtungen zur Berücksichtigung der Sicher-
heit, der Ordnung und der Erfordernisse des Eisen-
bahnbetriebes und des Eisenbahnverkehrs sowie
zur Sicherstellung eines modernen und leistungsfä-
higen Schienenverkehrs erforderlich sein und mit
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsam-
keit und Zweckmäßigkeit in Einklang stehen. Hie-
für haben die Unternehmen mehrjährige Investi-
tionspläne vorzulegen. In diesen sind die einzelnen
Investitionsvorhaben darzustellen; hiebei ist glaub-
haft zu machen, daß sie den vorstehend genannten
Erfordernissen und Grundsätzen entsprechen.

(2) Die Gewährung dieser Förderungen kann
davon abhängig gemacht werden, daß andere
Gebietskörperschaften oder sonstige Rechtsträger,
die am Betrieb einer Haupt- oder Nebenbahn inter-
essiert sind, zusammen mindestens gleich hohe
Beträge gewähren wie der Bund.

(3) Die näheren Bestimmungen über die Gewäh-
rung der Förderungen hat der Bundesminister für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen durch
Richtlinien festzulegen.

§ 5. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat auf
die Einhebung der Körperschaftsteuer, der Gewer-
besteuer, der Vermögensteuer, des Erbschafts-
steueräquivalents und der auf diese Abgaben entfal-
lenden Nebengebühren durch Bescheid zu verzich-
ten, wenn die im § 1 genannten Unternehmen
jeweils einen so hohen Betriebsabgang aufweisen,
daß die vorübergehende oder dauernde Einstellung
des ganzen oder eines Teiles des Verkehrs einer
Eisenbahn (eines Streckenteiles) bewilligt werden
könnte und wenn durch den Verzicht allein oder in
Verbindung mit anderen Maßnahmen die Betriebs-
einstellung vermieden werden kann.

(2) Dieser Verzicht kann auch dann erfolgen,
wenn zwar kein Betriebsabgang vorliegt, die Ein-
nahmen jedoch nicht zur Deckung der den Unter-
nehmen eisenbahnrechtlich obliegenden Verpflich-
tungen zur Berücksichtigung der Sicherheit, der
Ordnung und der Erfordernisse des Eisenbahnbe-
triebes und des Eisenbahnverkehrs ausreichen. Ob
und welche Verpflichtungen dieser Art bestehen,
hat im Zweifel der Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr nach Maßgabe des öffent-
lichen Verkehrsinteresses durch Bescheid zu ent-
scheiden.

(3) Die Anwendung der Bestimmungen des
Abs. 2 ist davon abhängig zu machen, daß die
dadurch ersparten Beträge für bestimmte der im
Abs. 2 genannten Verpflichtungen verwendet wer-den.
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§ 6. Die durch dieses Bundesgesetz und das
Eisenbahngesetz 1957 veranlaßten Eingaben der im
§ 1 genannten Unternehmen sind gebührenfrei.

§7. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1989 in Kraft. Es tritt mit 31. Dezember 1998 außer
Kraft.
(2) Anträge auf Gewährung von Unterstützun-

gen nach dem Privatbahnunterstützungsgesetz
1959, BGBl. Nr. 286/1958, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 564/1978, können bis
31. Dezember 1989 gestellt werden und sind nach
dem Privatbahnunterstützungsgesetz 1959 zu
behandeln.

(3) Die bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
bereits eingeräumten, aus betriebswirtschaftlichen
Gründen nicht gerechtfertigten Tarifermäßigungen
im Schienenverkehr gelten vorerst bis 30. Juni 1989
als aufgetragen im Sinne des § 2 Abs. 1 dieses Bun-
desgesetzes.
§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist hinsichtlich der §§ 1 und 5 der Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, hin-
sichtlich der §§ 2, 3, 4 und 7 der Bundesminister für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen und hin-
sichtlich des § 6 der Bundesm'inister für Finanzen
betraut.

Waldheim

Vranitzky

607. Bundesgesetz vom 21. Oktober 1988,
mit dem das Bundesgesetz über die Verkehrs-

Arbeitsinspektion geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsin-
spektion (VAIG 1987), BGBl. Nr. 100/1988, wird
wie folgt geändert:

§ 17 hat zu lauten:

„§ 17. Der Bundesminister für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr hat dem Nationalrat alle vier
Jahre einen Bericht über die Tätigkeit und die
Wahrnehmungen des Verkehrs-Arbeitsinspektora-
tes auf dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes vor-
zulegen."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1989
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr betraut.

Waldheim

Vranitzky

608. Bundesgesetz vom 21. Oktober 1988 zur
Erfüllung des Vertrages zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutsch-
land über den Binnenschiffsverkehr samt

Anlage und Zusatzprotokoll

Der Nationalrat hat beschlossen:

Genehmigung der Kabotage

§ 1. (1) Die Beförderung von Personen und
Gütern zwischen österreichischen Häfen durch
deutsche Schiffe (Kabotage) bedarf gemäß Arti-
kel 6 des Vertrages zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland über
den Binnenschiffsverkehr samt Anlage und Zusatz-
protokoll, BGBl. Nr. 219/1987, der Genehmigung
des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr.

(2) Eine Genehmigung gemäß Abs. 1 ist bei
Gewährleistung der Gegenseitigkeit auf Antrag zu
erteilen, wenn
1. Interessen der Binnenschiffahrt dadurch nicht
beeinträchtigt werden und

2. die Genehmigung der Kabotage im Interesse
der Volkswirtschaft, insbesondere der durch
diese Verkehre berührten Wirtschaftszweige
liegt.

(3) Vor Erteilung der Genehmigung gemäß
Abs. 1 ist der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft und dem Österreichischen Arbeiterkam-
mertag Gelegenheit zu geben, zum Antrag binnen
angemessener Frist Stellung zu nehmen.

(4) Die Genehmigung gemäß Abs. 1 ist insoweit
bedingt, befristet bzw. mit Auflagen zu erteilen, als
dies zur Erfüllung der Voraussetzungen gemäß
Abs. 2 erforderlich ist; auf diese Weise können ins-
besondere die Anzahl der Fahrten, die Fahrtge-
biete, die Anzahl und Art der verwendeten Fahr-
zeuge, die Anzahl von Fahrgästen sowie die Art
und Menge der beförderten Güter eingeschränkt
werden.

(5) Die Schiffe einschließlich ihres mitgeführten
Zugehörs dürfen im Rahmen der Genehmigung
gemäß Abs. 1 ohne Ausstellung eines Vormerk-
scheines und ohne Leistung einer Sicherheit ver-wendet werden.
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Strafbestimmung

§ 2. Wer ohne Genehmigung gemäß § 1 Abs. 1
Kabotage betreibt, begeht eine Verwaltungsüber-
tretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu
100000 S zu bestrafen.

Durchführung anderer Vertragsbestimmungen

§ 3. Im übrigen sind die Bestimmungen des Ver-
trages zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über den Binnen-
schiffsverkehr samt Anlage und Zusatzprotokoll,
BGBl. Nr. 219/1987, anzuwenden.

Vollziehung

§ 4. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset-
zes ist, ausgenommen die Vollziehung des § 1
Abs. 5, der Bundesminister für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr betraut, hinsichtlich des § 1
Abs. 2 Z 2 und — soweit gemäß § 1 Abs. 4 Ein-
schränkungen im Interesse der Volkswirtschaft
erforderlich sind — im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten.
(2) Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 5 ist der

Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky


